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  http://www.iv-net.at/bm138

Unter dem Titel „Grei-
sender Kontinent – reif für die Weltmacht?“ disku-
tierten die Experten des AK 17 über die Auswir-
kungen der demografi schen Veränderung in den EU-
Staaten. Das Problem sei dabei nicht das Altern der 
Bevölkerung an sich, sondern der Umgang mit ihrer 
körperlichen und geistigen Verfassung. Um auch die 
positiven Auswirkungen des Alterns besser nutzen 
zu können, brauche es neben innovativen Ideen zur 
Verbesserung des Arbeitsplatzes in allen Lebensbe-
reichen soziale Innovationen. Die Bedeutung der In-
formationstechnologie dürfe dabei nicht unterschätzt 
werden. Wichtig sei aber auch eine neue Familienpo-
litik, da die Konfrontation mit einer unsicheren Zu-
kunft sowie die Forderung nach Flexibilität und Mo-
bilität Frauen wie Männern zunehmend Familien-
gründungen erschweren würden.

Die Bedeutung von Zu-
kunftsinvestitionen in Bildung und Innovation dürfe 
neben den klassischen Maßnahmen zur Konjunktur-
belebung keinesfalls vergessen werden, betonten die 
Teilnehmer des AK 01. Wichtig sei es dabei einmal, 
Investitionen und Engagement auf einzelne Felder 
zu konzentrieren. Die Top-Prioritäten dabei in Öster-
reich: Pfl ege der internationalen Leitbetriebe, Sicher-
stellung des qualifi zierten Nachwuchses, Forcierung 
der Innovationskultur und Fokus auf technologische 
Stärkefelder wie IKT oder Green Technologies. Wei-
tere wichtige Faktoren seien eine klare Mission für 
den Standort und langfristige Planungssicherheit bei 

der Forschungsförderung. Zudem sei in Österreich 
und Europa Eile geboten, da viele andere Staaten be-
reits massiv antizyklisch in F&E investieren würden. 

Mit Blick auf den 
zu erwartenden Anstieg der Arbeitslosigkeit im Herbst 
diskutierte der AK 12 mögliche zukünftige Entwick-
lungen und Wege aus der Krise. Dabei müsse man den 
Arbeitsmarkt in Bewegung halten, also möglichst viele 
Personen schnell in Beschäftigung bringen und Ar-
beitslosigkeit nach dem Motto „lieber vier Personen 
drei Monate lang in Arbeitslosigkeit als eine Per-
son zwölf Monate“ verteilen. Weiters diskutiert wur-
de die Bedeutung des freien Wettbewerbs für eine ge-
sunde Wirtschaft. In Österreich fokussiere sich die 
Politik derzeit vor allem auf die Senkung der Jugendar-
beitslosigkeit, die Förderung von Unternehmensgrün-
dungen und die Umsetzung der beschlossenen Kon-
junkturpakete. Befürchtet wurde unter anderem, dass 
die Krise am Arbeitsmarkt zu einem Anstieg von aty-
pischen (freie Dienstverhältnisse, Teilzeit, Leiharbeits-
verhältnisse) Arbeitsverhältnissen führen könnte. <

ARBEITSKREIS 17: DEMOGRAFIE 

ARBEITSKREIS 01: INNOVATION 

ARBEITSKREIS 12: BESCHÄFTIGUNG 

AK 09: Über die Bedeutung 
intelligenter Infrastruktur 

diskutierten CEOs und 
Wissenschafter unter der 

Leitung von IV-Vize-General-
sekretär Peter Koren.

AK 18: Der Präsident der Russischen 
Eisenbahnen, Vladimir Yakunin, 

bekräftigte das Commitment Russlands 
zur Breitspurbahnverlängerung bis Wien.
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Das Undenkbare denken!
ÖKONOMIE Europa werde zumindest teilweise 
ökonomisch umdenken müssen, so das Fazit einer 
von „Presse“-Chefredakteur Michael Fleischhacker 
moderierten Diskussion.
„Die wichtigste Lehre aus dieser Krise ist, dass wir 
das Undenkbare denken müssen“, betonte Marek 
Belka vom International Monetary Fund im Zuge 
der Debatte über „Europa und das internationale Fi-
nanzsystem“. Gerade in Europa seien Stärken und 
Schwächen deutlich zutage getreten. Vor allem in 
der Euro-Zone werde es schwer sein, die Kohä sion 
zu bewahren. Einzelne Staaten, wie etwa Griechen-
land, Irland und Italien, müssten unbedingt ihre Po-
litik radikal ändern. Langfristig führe kein Weg an 
einer Rückkehr zu einem strengeren Stabilitätspakt 
vorbei, so Belka. Die deutsche „Schuldenbremse“ 
sei dabei ein vorbildlicher Ansatz. Besonders wich-
tig sei jedenfalls, dass die Politik rasch handelt, so 
Christopher Bones von der Henley Business School: 
„Der Markt ist ein soziales System, das einen neu-
en Rahmen braucht.“ Ansonsten bestehe die Gefahr 
des Aufstiegs radikaler politischer Strömungen. Ka-
rin Küblböck (Attac) zweifelte indes an der Lern-
fähigkeit der Politik: „Seit der Asienkrise vor zehn 

Jahren kennen wir die Probleme, passiert ist nichts.“ 
Die Deregulierung der Finanzmärkte und die welt-
weiten Verteilungsungleichgewichte müssten rasch 
korrigiert werden. Regina Prehofer von der BAWAG 
P.S.K. stellte das Wertesystem zur Diskussion: „Wir 
müssen wieder zurück zu mehr Einfachheit, und 
das gilt nicht nur für die Produkte der Banken.“ 
Man müsse den Menschen offener 
und transparenter die Geschäfte 
am Finanzmarkt erklären. Dieser 
Meinung pfl ichtete Markus Weigl 
(Superfund) voll bei, mehr noch: 
„Regulierung allein reicht nicht, 
wir müssen den ‚Menschen von 
der Straße‘ erklären, wie die Wirt-
schaft funktioniert.“ So zeige eine 
Studie, dass 70 % der Europäer 
solche Informationen wünschen – 
54 % können demnach „Inflati-
onsrate“ nicht erklären. Das beste 
Frühwarnsystem für Finanzkrisen 
aber sei der Grundsatz: „Wenn du 
etwas nicht verstehst, dann ver-
trau nicht darauf“, so Belka. <

Österreich als „grüne Batterie Europas“

In der von Thomas Karabaczek 
(APA) geleiteten Diskussion „Eu-
ropäische Energie- und Klimapo-
litik: Defensive Selbstbeschrän-
kung oder Technologieoffensive?“ 
standen die „20-20-20-Ziele“ der 
europäischen Kommission im 
Brennpunkt. So forderte Oliver 

Geden, Umweltpolitikberater der Berliner Stiftung 
Wissenschaft und Politik, eine Prioritätensetzung 
der EU. Nach dem Prinzip „first things first“ solle 
vor allem die Versorgungssicherheit in den Mittel-
punkt gestellt werden. Dafür müsse der Binnenmarkt 
im Bereich der Energie dringend verbessert werden. 
Wirtschaftsminister Reinhold Mitterlehner sah „kei-
ne Alternative zur Offensive“. Österreich könne für 
die Versorgungssicherheit seinen Standortvorteil mit 

Baumgarten als Speicherbereich nutzen. Wichtig 
sei allerdings ein Netzausbau, um dann auch einen 
Transport ermöglichen zu können. Im Bezug auf die In-
frastruktur forderte Stefan Schleicher, Professor an der 
Karl-Franzens-Universität Graz, eine komplette „Reset-
Strategie“. Seine Vision sei eine „Web 2.0-Struktur“, 
in der nicht mehr zwischen Energieanbieter und -ver-
braucher unterschieden werden könne. Dies könne bei-
spielsweise durch Sonnenkollektoren ermöglicht wer-
den, welche „mehr Energie sammeln, als sie selbst brau-
chen“. Eine klare Offensivhaltung forderte auch der CEO 
der Verbund AG, Wolfgang Anzengruber, der für die 
Erreichbarkeit der 20-20-20-Ziele Investitionen in die 
Energieforschung forderte. Er verwies auf die gute Aus-
gangssituation Österreichs durch die Ressource Was-
serkraft und betonte: „Österreich kann die grüne Batte-
rie Europas werden.“ <

„Think the un-
thinkable“, forderte 
Marek Belka.

Sah „keine Alterna-
tive zur Offensive“: 
Wirtschaftsminister 

Reinhold Mitter-
lehner

EUROPA UND DAS
INTERNATIONALE FINANZSYSTEM

EUROPÄISCHE ENERGIE- UND KLIMAPOLITIK: DEFENSIVE SELBSTBESCHRÄNKUNG
ODER TECHNOLOGIEOFFENSIVE?“ STANDEN DIE „20-20-20-ZIELE

ZUKUNFTSZIELE Für 2020 werden große Ziele angestrebt – um diese jedoch auch erreichen 
zu können, müssen die richtigen Strategien gesetzt werden. 
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Mut zur Wahrheit und Mut zum Handeln“ for-
derte dabei IV-Generalsekretär Markus Beyrer 

von der Politik. Europa habe an und für sich ein 
großes Potenzial, aber „wir stehen uns oft selbst im 
Weg.“ So werde über ein europäisches Gemeinschafts-
patent seit 30 Jahren diskutiert, passiert sei nach wie 
vor nichts. Aufgrund solchen „Schrebergartenden-
kens“ fungierten die einzelnen Nationalstaaten oft 
als Bremse für eine gemeinsame, zukunftsorientierte 
Entwicklung. Der Politik fehle außerdem oft der Mut, 
wichtige und manchmal schmerzliche Reformen an-
zusprechen und durchzusetzen. Der stattdessen um 
sich greifende Populismus sei die größte Gefahr für 
das Gemeinschaftsprojekt Europa. „Den Menschen ist 
die Wahrheit aber sehr wohl zuzumuten“, so Beyrer.
Gerade jetzt müsse man rasch handeln, Europa sei 
der einzige Kontinent, der 2010 nicht wachsen wer-
de. Man müsse „auch unorthodoxe Überlegungen, 
etwa die zeitliche Zusammenlegung von Wahlen auf 
Landes- und EU-Ebene, diskutieren können“, so Bey-
rer. Europa müsse offen gehalten werden, schließlich 
sei man der größte Profi teur der Globalisierung und 
man brauche „die besten Köpfe und Ideen“. Er hoffe, 
so der Generalsekretär, noch irgendwann die erste 
Direktwahl eines europäischen Präsidenten mitzu-
erleben. „Europa muss mit einer Stimme sprechen 
und sein System der sozialen Marktwirtschaft wett-
bewerbsfähig gestalten, um als Wirtschaftsmacht re-
üssieren zu können“, betonte Beyrer.

Gemeinsam Die Wichtigkeit gemeinsamen Han-
delns auf europäischer Ebene hatte zuvor auch EU-
Kommissarin Viviane Reding eingefordert: „Wir müs-
sen alle Maßnahmen und Möglichkeiten bündeln und 
nach neuen Quellen für Wachstum suchen“, denn die 
Wirtschaft werde nach der Krise nicht dieselbe sein 
wie zuvor. „Wir müssen unsere Werte und die Vor-
teile des europäischen Systems auch nach außen stär-
ker vertreten“, so Reding, denn eine starke EU sei gut 
„für Europa und die Welt“. Als größte Herausforde-
rungen der Zukunft nannte Finanzminister Josef Pröll 

vor allem drei Bereiche: Auf die 
„Demografi e und die Verschiebung 
der Bevölkerungsstrukturen durch 
Migration“ sei die Politik etwa un-
zureichend vorbereitet. Die Fort-
setzung des Lissabon-Prozesses 
hin zu mehr Wettbewerbsfähigkeit 
müsse unbedingt gelingen. Zudem 

brauche es dringend „eine gemeinsame, koordinierte 
Exit-Strategie“, damit sich die öffentliche Hand wie-
der geordnet aus Banken und Wirtschaft zurückzie-
hen könne.

Vertrauen Ein engagierteres Handeln angesichts der 
Krise forderte SPÖ-Klubobmann Josef Cap von der 
europäischen Politik. „Die bisherigen Maßnahmen, 
wie etwa über eine gemeinsame Finanzaufsicht oder 
den neuen Umgang mit Ratingagenturen und Hedge-
fonds, sind zu wenig, um bei den Bürgern Vertrau-
en zu schaffen.“ Dem pfl ichtete auch Michael Frank, 
Korrespondent der „Süddeutschen Zeitung“ in Wien, 
bei. So habe die EU eine „Begründungslücke die 
zwangsläufi g zu einer Glaubwürdigkeitslücke, führt“. 
Die Bevölkerung sei zu wenig darüber informiert, was 
warum in der EU getan werde. Dynamik könne die 
EU nur als „Willensgemeinschaft aus Überzeugung“ 
erhalten, so Frank. Eine Absage erteilte der Journalist 
dem Mythos des „bürokratischen Wasserkopfes Brüs-
sel“: Kaum eine Bürokratie sei effi zienter als jene der 
EU: „Die Stadt Wien alleine hat dreimal so viele Be-
amte wie Brüssel.“ <

DISKUSSION Über „Die Zukunft Europas und die Verantwortung der 
Politik“ wurde im Schlussplenum der Alpbacher Wirtschaftsgespräche 
diskutiert. „Presse“-CR Michael Fleischhacker moderierte.

„Den Menschen ist die Wahrheit 
sehr wohl zuzumuten.“ 
IV-Generalsekretär Markus Beyrer

IV-Generalsekretär 
Markus Beyrer 
forderte, dass 
auch unorthodoxe 
Überlegungen 
diskutiert werden.

EUROPÄISCHE ENERGIE- UND KLIMAPOLITIK: DEFENSIVE SELBSTBESCHRÄNKUNG
ODER TECHNOLOGIEOFFENSIVE?“ STANDEN DIE „20-20-20-ZIELE

Politik braucht 
Mut zur Wahrheit DIE ZUKUNFT EUROPAS UND 

DIE VERANTWORTUNG DER POLITIK

Für den Inhalt des 
Alpbach-Specials 
verantwortlich: 
Mag. Martin Amor, 
m.amor@iv-net.at
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Wachstum fördern

REFORMPROJEKTE Statt populistischer Verteilungsdebatten braucht 
der Standort Österreich eine Politik, die zukunftsentscheidende 
Reformprojekte in Angriff nimmt. Die Industriellenvereinigung sagt, 
was auf der Herbstagenda für den Standort Österreich stehen muss.

WACHSTUM RAUF

 D
ie Schulden von heute sind die Steuern von 
morgen: Diese politische Gesetzmäßigkeit 
gewinnt angesichts des dramatisch gewach-
senen österreichischen Schuldenberges Tag 
für Tag mehr Brisanz. In der Politik wird 

vor diesem Hintergrund von manchen über neue Ein-
nahmequellen nachgedacht. Spitzeneinkommen und 
Vermögende sind im Visier auch so mancher Arbeit-
nehmervertreter. Traditionelle Umverteilungspolitik 
erlebt zumindest verbal eine Renaissance. „Wir brau-
chen keine aufgewärmten Verteilungs-
kämpfe zu Lasten der Leistungsträ-
ger, wir müssen den Standort Ös-
terreich in schwierigen Zeiten wie-
der fit für mehr Wachstum ma-
chen“, hält IV-Präsident Veit Sorger 
fest. Er beobachtet die medial insze-
nierten Umverteilungsdebatten mit 
Verwunderung: „Umverteilt wird in 
Österreich schon genug. So genannte 
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„Wir brauchen keine aufgewärmten 
Verteilungskämpfe zu Lasten der Leistungsträger. 
Wir müssen den Standort fi t für mehr Wachstum machen.“  
IV-Präsident Veit Sorger

REFORM DER VERWALTUNG

Statt populistischer Verteilungsdebatten braucht 

was auf der Herbstagenda für den Standort Österreich stehen muss.

WACHSTUM RAUF
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Reichensteuern 
bringen nichts 
außer Schaden für 
den Standort. Das 
wirklich entschei-
dende Thema für Öster-
reich ist die Rückkehr auf 
den Wachstumspfad.“ Die Re-
gierung dürfe sich nicht mit Oberfl ä-
chenkosmetik und Symbolpolitik beschäftigen, son-
dern müsse nun substanzielle Reformkraft unter Be-
weis stellen. „Jetzt wird ’s ernst für die Politik“, so 

Sorger. Was wirklich auf der Herbst agenda der 
Bundesregierung stehen muss, das steht für die 
Industrie außer Frage:

Verwaltungsreform Die bisherigen Lippen-
bekenntnisse zu einer echten Verwaltungs-
reform müssen in die Tat umgesetzt 
werden. Das bringt nicht nur erheb-
liche Einsparungen für den über-
lasteten Staatshaushalt und mehr 
Handlungsspielraum für Investiti-

onen, sondern auch klare Wachstums-
vorteile für den Standort. Jeder Prozent-

punkt mehr strukturelles Budgetdefizit bedeutet 
übrigens einen Viertelprozentpunkt weniger 
Wirtschaftswachstum. Die Belastung für österrei-
chische Unternehmen durch Verwaltungskosten 
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IN KÜRZE  
Ein wachsender Schuldenberg belastet den 

Staatshaushalt. Gleichzeitig werden von vielen 

Seiten Mittel beansprucht. In dieser Situation 

ist es wichtiger denn je, Kosten zu sparen und 

vorhandene Ressourcen zielgerichtet einzusetzen. 

Wachstum ist der einzige langfristige Garant für 

Wohlstand. Doch nur mit den richtigen „Zutaten“ 

kann die Wirtschaft wieder wachsen. Die IV 

artikuliert die wichtigsten anstehenden Reformen. 

werbstätigkeit, Arbeitslosigkeit, Karenz – 
möglich sein. Wichtig ist aus Sicht der IV 
gerade jetzt auch eine qualitativ hochwer-
tige Bildungs-, Berufs- und Karrierebera-
tung mit professionellen LLL-Coaches, 
die einer breiten Öffentlichkeit zur Verfü-
gung steht. In ihrem aktualisierten Schulre-
form-Programm „Schule 2020“ plädieren IV-Exper-
ten dafür, Schulen zu den Lernzentren der Zukunft 
zu machen. Dafür sind auch Ausbau und Stärkung 
einer echten Schulautonomie notwendig. Ein wich-
tiges Anliegen von „Schule 2020“ ist natürlich auch 
das Vorantreiben der Verwaltungsreform mit der Um-
wandlung der Landeslehrer in Bundeslehrer, einem 
einheitlichen Dienstrecht,  leistungsorientierter Be-
zahlung und einem Ende der Pragmatisierung. „Inves-
titionen in die Bildung sind der beste Weg, damit wir 
nach der Krise und mittelfristig wieder auf die inter-
nationale Gewinnerstraße kommen. Daher dürfen wir 
uns gerade hier keine Atempause leisten – ansonsten 
sind unsere Mitbewerber vor uns“, so Markus Beyrer, 
Generalsekretär der IV. Österreichs Industrie braucht 
mehr denn je bestausgebildete und hochmotivierte 

Mitarbeiter als Basis für den Wiederaufschwung 
und Erhalt unseres Wohlstands. Österrei-

ch liegt übrigens laut einer EU-Erhe-
bung beim Anteil weiterbildungsaktiver 
Unternehmen an 4. Stelle, weil 81 % 

der Unternehmen für ihre Mitarbeiter 

HOCHWERTIGE 

BILDUNG

FLEXIBLE 

ARBEITSZEITEN

WACHSTUM RAUF

beläuft  s ich 
auf 4,3 Mrd. € 

jährlich. „Eine 
funktionierende, 

effi  ziente und schlan-
ke Verwaltung wird im-

mer mehr zum Stand-
ort-Asset“, so IV-Generalse-

kretär Markus Beyrer. Der Standort 
braucht jetzt eine wirkliche inhaltliche Neuordnung 
der Bund-Länder-Kompetenzen und eine umfassende 
Darstellung des gesamten Sparpotenzials. Vermischte 
institutionelle Rahmenbedingungen, unklare Kompe-
tenzen, Doppelgleisigkeiten und die Zersplitterung von 
Aufgaben verhindern die effi ziente Erbringung öffent-
licher Leistungen, kritisiert die IV. Standort und Budget 
entlasten: Das sind die zwei zentralen Anforderungen, 
welche die Regierung in einer Verwaltungsreform 
erfüllen muss. 

Bildungsreform Die Lage am Arbeitsmarkt un-
terstreicht die Notwendigkeit substanzieller Bil-
dungsreformen. Österreich fehlt etwa eine alle 
Bildungsebenen umfassende Life Long 
Learning-Strategie (LLL). Eine ent-
sprechende Initiative des Bil-
dungsministeriums ist schlicht-
weg eingeschlafen. Lernen soll 
in allen Lebensphasen – Er-
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Weiterbildung anbieten. Der Ball für Bildungsre-
formen, die individuellen und volkswirtschaftlichen 
Aufschwung ermöglichen, liegt bei der Regierung. 

Arbeitszeitfl exibilisierung Eine rasche Konjunkturer-
holung scheint aus heutiger Sicht unwahrscheinlich. 
Es ist eher ein zäher Wiederaufstieg mit Rückschlä-
gen zu erwarten. Damit die Unternehmen trotzdem 
Beschäftigung sichern können, ist ein Mehr an Fle-

xibilität im Arbeitszeitbereich notwendig. „Wir brau-
chen wesentlich mehr Spielraum für die betriebliche 
Sozial partnerschaft. Die Betriebe sollen analog zur 
Kurzarbeitsregelung fl exible Arbeitszeitmodelle bis zu 
24 Monate Durchrechnungszeitraum nützen können, 
die der konjunkturellen Entwicklung entsprechen. 
Andernfalls droht die Gefahr, dass sich die Lage am 

Arbeitsmarkt noch schwieriger darstellen wird“, 
warnt IV-Präsident Veit Sorger. 

Fachkräfte Auf der anderen Seite kämpft 
die Industrie in einigen Bereichen trotz Kri-

se mit dem Fachkräftemangel. So zeigt auch die 
aktuelle IV-Qualifi zierungsumfrage, dass 54 % der 
Unternehmen Probleme haben, genügend Hochqua-
lifi zierte im Bereich F&E zu fi nden. Bei Unterneh-
men mit über 1.000 Mitarbeitern erhöht sich dieser 
Wert sogar auf 60 %. „Damit hat sich die Situation 
rund um den Technikermangel im Vergleich zu 2006 
– trotz Krise – kaum entspannt“, bilanziert IV-Präsi-
dent Veit Sorger. IV-Erhebungen zeigen, dass ab 2010 
mit einer jährlichen Lücke von 1.000 Graduierten al-
lein in den 15 meistgesuchten Studienrichtungen zu 
rechnen ist. Besonders unverständlich ist für die In-
dustrie vor diesem Hintergrund, dass es Signale gibt, 

den Ausbau der Fach-
hochschul - studienplätze 
vorerst auf Eis zu legen. Es ist zu be-
fürchten, dass die Stu- dierenden in diesem Fall 
auf die teureren Uni-Studienplätze ausweichen und 
zudem verstärkt nicht-technische Studienrichtungen 
wählen. Die Industrie selbst ist in Sachen Fachkräfte-
qualifi zierung hochaktiv: Sie unterstützt etwa die 
Höherqualifi zierung ihrer Lehrlinge durch das inno-
vative Ausbildungsmodell „Industrietechniker“. Das 
Modell soll grundsätzlich allen Lehrlingen in tech-
nischen Berufen in der Industrie offen stehen und 
zielt darauf ab, durch die Durchlässigkeit in Rich-
tung Matura jungen Menschen eine attraktive Alter-
native zu schulischen Ausbildungen zu bieten. Was 
die Regierung zur Sicherung der Fachkräfte und da-
mit für Wachstum und Wohlstand tun muss, bringen 
die IV-Programme in den Bereichen Schule, Hoch-
schule, Migration und wissenschaftlich-technischer 
Nachwuchs klar auf den Punkt. 

Pensionsreform Struktureller Reformbedarf besteht 
aus Sicht der IV auch im Pensionsbereich. Reformen 
im Bereich der so genannten „Hacklerregelung“ und 
der boomenden Invaliditätspensionen dürfen nicht 
auf die lange Bank geschoben werden. „Die Pensio-
nen müssen auch für künftige Generationen sicher 
sein. Derzeit ist von Reformwillen wenig spürbar, im 
Gegenteil“, kritisiert IV-Präsident Veit Sorger. Beson-
ders unverständlich sind die Forderungen von Pensio-
nistenvertretern nach einer Erhöhung der Pensionen 
um 1,9 % auf Basis eines eigenen Pensionistenpreis-
index. Dieser im Auftrag des Seniorenrates berechne-
te Index liegt seit Jahren höher als der Verbraucher-
preisindex, weil der Inhalt des für die Berechnung 
herangezogenen Warenkorbs anders gewichtet wird. 
IV-Präsident Sorger: „Wo kommen wir hin, wenn 
jede Bevölkerungsgruppe für sich einen eigenen 
Preisindex beansprucht? Entscheidend ist jetzt, dass 
alle gemeinsam an einem Strang ziehen, damit die 
Schulden runter und das Wachstum wieder hinauf-
gehen. Reformverweigerung führt uns nur in die 
Sackgasse.“ < Fo
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„Eine funktionierende, effi ziente und schlanke 
Verwaltung wird immer mehr zum Standort-Asset.“  
IV-Generalsekretär Markus Beyrer

STRUKTUR REFORM

BEI PENSIONEN

QUALIFIZIERTE FACHKRÄFTE

16 September 2009 | iv-positionen

FAZIT 
Budgetsanierung, Verwaltungsreform, Bildungsreform, 
Arbeitszeit fl exibilisierung, Bekämpfung des Fachkräfte-
mangels, Pensions reform: Die Kernstücke der Reform agenda 
für die Bundes regierung liegen auf dem Tisch. Die Zeit, um 
darüber nur zu reden, ist vorbei. Der Standort Österreich 
braucht eine kraftvolle und nachhaltige Politik.
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Der erste Artikel, den Peter 
Drucker 1929 als junger Re-

dakteur schrieb, hatte den Börsen-
crash an der Wall Street zum The-
ma. Das persönliche Erleben der 
Weltwirtschaftskrise in den Drei-
ßigerjahren und der darauf fol-
gende Aufstieg totalitärer Regime 
führten Drucker vor Augen, welch 
fatale gesellschaftliche Konse-
quenzen schlechtes Wirtschafts-
management haben kann. Auch in 
der krisenhaften Gegenwart lässt 
sich von dem 2005 verstorbenen, 
bis zuletzt als Autor und Unter-
nehmensberater tätigen Drucker 
viel lernen.

„Corporate & Social Responsibility“ 
der anderen Art Peter Drucker hat die 
soziale Verantwortung des Mana-
gers in der Wirtschaft immer im ge-
samtgesellschaftlichen Kontext ge-
sehen. Die wahre „Corporate and 
Social Responsibility“ beziehe sich 
auf den Unternehmenszweck und 
das Kerngeschäft – und darauf, 
welche Werte in der Umsetzung 
des Kerngeschäftes für die Mitar-
beiter, Partner und Kunden des Un-
ternehmens und damit auch für 
die Gesellschaft insgesamt geschaf-
fen werden. Entscheidungen, die in 
diesem Wissen und mit dieser Ver-
antwortung getroffen werden, se-
hen anders aus als Entscheidungen, 
die nur kurzfristige Gewinnmaxi-
mierung im Visier haben.

Management als Disziplin und Beruf  
Peter Drucker hat Management als 
eine Geisteswissenschaft („Liberal 

Art“) defi niert – eine Disziplin, die 
aus Erkenntnissen der Sozial- und 
Naturwissenschaften schöpft, der 
Psychologie, Philosophie, Volks-
wirtschaftslehre oder Geschichte, 
die jedoch aufgrund der gesamt-
haften, transdisziplinären und an-
wendungsorientierten Ausrichtung 
als Kunstfertigkeit verstanden wer-
den sollte, ähnlich der ärztlichen 
„Kunst“. Drucker bietet somit heu-
te eine dringend benötigte Grundla-
ge zur Neuausrichtung der Manage-
mentausbildung und -forschung. 

„Managing Oneself“ In einer Zeit 
demografischer Umbrüche und 
wirtschaftlicher Unsicherheit wird  
der traditionelle  „Social Contract“ 
zwischen Unternehmen und Mit-
arbeitern zunehmend ausgehöhlt. 
Der Einzelne übernimmt ein wach-
sendes Maß an Eigenverantwor-
tung und wird zum Wissensunter-
nehmer.  Während die Ausbildung 
das Grundwissen und das intellek-
tuelle Instrumentarium vermittelt, 
wird das eigene Wissenskapital 
zum weitaus überwiegenden Teil 
während der Berufstätigkeit erwor-
ben, also mit Erfahrungswissen be-
reichert. Der Einzelne muss ler-
nen, sich selbst einzuschätzen, um 
den eigenen Stärken zum Durch-
bruch zu verhelfen. 

1st Global Peter F. Drucker Forum in 
Wien Peter F. Drucker gilt als „the 
man who invented management“ 
(New York Times). Er ist Autor 
von drei Dutzend Büchern, darun-
ter mehrere Klassiker der Manage-

mentliteratur, und schrieb jahr-
zehntelang für das „Wall Street 
Journal“ und den „Economist“. 
Als Unternehmensberater war er 
für die größten Firmen der Welt tä-
tig – von General Motors bis Ge-
neral Electric, von Procter & Gam-
ble  bis zu IBM. Das von der Peter 
Drucker Society of Austria in Part-
nerschaft mit der Industriellenver-
einigung veranstaltete „1st Global 
Peter F. Drucker Forum Vienna 
2009“ fi ndet am 19. und 20. No-
vember 2009 in Wien statt. Inter-
national führende Management-
theoretiker und -praktiker wie 
Charles Handy, Fredmund Ma-
lik, Yves Doz, Hermann Simon 
und Philip Kotler werden da-
ran teilnehmen. Für Mitglieder 
der Industriellenvereinigung 
gilt ein spezieller Konferenz-
rabatt. <

IV AKTUELLGedanken zu Peter F. Drucker

Management als 
Disziplin und Beruf
KONFERENZ Am 19. November 2009 würde Peter F. Drucker seinen 100. Geburtstag feiern. 
Aus diesem Anlass befasst sich das 1st Global Peter F. Drucker Forum in seiner Heimatstadt 
Wien mit der Aktualität des Management-Vordenkers.

„1st Global Peter F. Drucker Forum Vienna“
19. und 20. November 2009
Veranstaltungsort: Haus der Industrie
Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien

   Weitere Infos unter: www.druckersociety.at
Programm: http://bit.ly/Forum_Programme  

Kontakt und Rückfragen
Mag. Karin Platzer 
Tel.: 0676/883 267 777
karin.platzer@druckersociety.at 

Alle Informationen auf einen Blick:

Drucker Society of Austria in Part-
nerschaft mit der Industriellenver-

 Global 
Peter F. Drucker Forum Vienna 
2009“ fi ndet am 19. und 20. No-
vember 2009 in Wien statt. Inter-
national führende Management-
theoretiker und -praktiker wie 
Charles Handy, Fredmund Ma-
lik, Yves Doz, Hermann Simon 
und Philip Kotler werden da-
ran teilnehmen. Für Mitglieder 



Klimapaket von 2008: EU-Selbstverpfl ichtung

EU-Reduktionsziel bei 
Beteiligung anderer Staaten

Ende 2012 läuft die erste Phase des Kyotoprotokolls 
aus. Mit dem neuen Abkommen soll der Rahmen 

für eine folgende signifi kante Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen in den nächsten Jahrzehnten festgelegt 
werden. Auf die Grundzüge haben sich Industrie- und 
Schwellenländer auf dem Weltwirtschaftsgipfel Anfang 
Juli in L’Aquila geeinigt: Das Abkommen soll sicherstel-
len, dass die Erderwärmung auf maximal 2 Grad über 
dem Niveau vor der Industrialisierung begrenzt bleibt. 
Der Kohlendioxidausstoß müsste sich bis 2050 halbie-
ren. Um Entwicklungsländern und Schwellenländern 
wie China und Indien Wachstum zu ermöglichen, sol-
len Industrieländer anstreben, den Ausstoß bis 2050 
um 80 % zu senken. 
Was in L’Aquila nicht gelang – trotz massivem Drän-
gen der großen EU-Staaten und der Schwellenländer 
– ist die Einigung auf ein kurzfristiges Reduktions ziel 
für die Industriestaaten. Die EU ist mit ihrem im De-
zember 2008 von den Regierungschefs beschlossenen 
Klimapaket und der unilateralen Selbstverpfl ichtung, 
die Treibhausgasemissionen bis 2020 gegenüber dem 
Ausstoß von 1990 um 20 % zu reduzieren, in Vorlage 
getreten, in der Hoffnung, dass die anderen Industrie-
staaten, insbesondere die USA, folgen würden. Die 
EU ging so weit, sich zu einer Reduktion um 30 % 
bis 2020 zu verpfl ichten, für den Fall, dass andere In-
dustriestaaten sich in Kopenhagen ein vergleichbares 
Ziel setzen und die wirtschaftlich fortgeschrittenen 

Entwicklungsländer zu einem ih-
ren Verantwortlichkeiten und je-
weiligen Fähigkeiten angemes-
senen Beitrag bereit sind. 

Keine Einigung in Sicht Während 
aber die EU bereits ein konkretes 
Reduktionsziel von 30 % in den Raum gestellt hat und 
zunehmend darauf festgenagelt wird, sind die Chan-
cen auf ein globales Abkommen, bei dem sich alle In-
dustrieländer ein vergleichbares Ziel auf EU-Niveau 
setzen und die Schwellenländer einen signifi kanten 
und messbaren Reduktionsbeitrag leis ten, äußerst ge-
ring. In den bis zur Kopenhagen-Konferenz noch ver-
bleibenden wenigen Wochen müsste es einen Quanten-
sprung an politischem Goodwill bei maßgeblichen In-
dustrie- und Schwellenländern geben und eine Reihe 
von hochkomplizierten Problemen mit fi nanz-, techno-
logie- und wirtschaftspolitischer Relevanz gelöst wer-
den. Die bisherigen, teilweise sehr vage formulierten 
Reduktionsbeiträge liegen weit auseinander bzw. sind 
– im Gegensatz zur EU, die ihre Minus-20-%-Zusage 
rechtlich verankert hat – weit von einer politischen 
Beschlussfassung entfernt. Auch über das Basisjahr 
herrscht keine Einigung. Die EU tritt für 1990 ein, weil 
sie die bisherige Reduktion und Vorleistungen ange-
rechnet haben möchte. Die USA wollen 2005 als Refe-
renz für die Reduktionsziele heranziehen. 

IV EUROPA NEWS Klimaschutzziele
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Klimaschutz: der steinige 
Weg nach Kopenhagen
EMISSIONEN Die internationale Staatengemeinschaft will sich vom 
7. bis 18. Dezember in Kopenhagen auf ein neues Weltklimaabkommen einigen. 
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Die EU will ihre Treibhausgasemissionen bis 2020 gegenüber dem 
Ausstoß von 1990 um 20 % reduzieren. Schließen sich andere 
Staaten an, würde sie sich sogar zu minus 30 % verpfl ichten.

EU-Klimapaket

1990 2020

CO2

-20 %

-30 %

Das neue Ab-
kommen soll die 
Reduktion der 
Treibhausgase für 
die nächsten 
Jahrzehnte regeln.



Die Schwellenländer wie Indien und China wehrten 
sich gegen verbindliche Reduktionsverpfl ichtungen. 
Der indische Umweltminister Jairam Ramesh schloss 
erst kürzlich aus, dass Indien in den nächsten zehn 
Jahren absolute Reduktionsziele diskutieren wür-
de. China zeigt sich scheinbar offener, ist aber in der 
Subs tanz auf einer ähnlich harten Linie wie Indien. 
Mitte August verkündete der chinesische Chefver-
handler Su Wei, dass Chinas CO2-Emissionen erst ab 
2050 wieder abnehmenden Trend zeigen werden.

Australien & USA Wie schwer sich die Industrielän-
der bei der Festlegung der Reduktionsziele tun, zeigt 
sich am Beispiel Australien: Die sozialdemokratische 
Regierung unter Ministerpräsident Kevin Ruud hat 
ein dem EU-System vergleichbares ambitioniertes 
Klimagesetz- und Emissionshandelssystem vorge-
schlagen, mit dem der CO2-Ausstoß bis 2020 um 
25 % verringert werden sollte. Am 13. August erlitt 
die Regierung im australischen Parlament eine schwe-
re Niederlage, das Oberhaus lehnte das Klimaschutz-
gesetz mit 42 zu 30 Stimmen ab. Die Regierung will 
im November, also noch vor der Kopenhagen-Konfe-
renz, ein zweites Mal versuchen, eine Mehrheit für 
das Gesetz im Parlament zu bekommen; scheitert sie 
abermals, denkt Ministerpräsident Rudd daran, Neu-
wahlen anzusetzen.
Auch die USA haben noch einen weiten Weg in 
einem sehr knappen Zeitfenster bis zur Verabschie-
dung ihres Energie- und Klimagesetzes vor sich. Am 
26. Juni wurde mit knapper Mehrheit vom US-Reprä-
sentantenhaus ein von den Abgeordneten Waxman 
und Markey ausgearbeiteter Vorschlag verabschiedet, 
mit dem ab 2012 ein Emissionshandel eingeführt und 
der Ausstoß von Treibhausgasen bis 2020 um 17 % 
unter das Niveau von 2005 abgesenkt werden soll. 

Die knappe Entscheidung und der erhebliche Druck, 
der notwendig war, um die Demokraten auf Linie zu 
halten, lassen aber ahnen, wie intensiv das Tauziehen 
im Herbst im Senat sein wird. 

Industriestandpunkt Die Notwendigkeit eines ambiti-
onierten globalen Klimaabkommens für die Zeit nach 
dem Kyoto-Protokoll wird von der europäischen In-
dustrie nicht in Frage gestellt, ganz im Gegenteil, BUSI-
NESSEUROPE und die nationalen Industrieverbände 
unterstützen dieses Vorhaben. Ein Klimaabkommen 
wird aber nur dann die Zustimmung der europäischen 
Industrie bekommen, wenn es zu vergleichbaren Re-
duktionsbeiträgen und Belastungen in den Industrie-
staaten und signifi kanten Beiträgen der Schwellen-
länder kommt. Das Klimaabkommen darf die global 
im Wettbewerb stehende Industrie nicht ungleich be-
handeln und die europäischen Unternehmen über-
proportional belasten. Die Industrie beobachtet mit 
Argusaugen die EU-interne Debat-
te über eine Verschärfung des EU-
Reduktionsziels auf minus 30 % 
bzw. eine Änderung oder Auf-
hebung der Befreiung der Carbon-
leakage-gefährdeten Sektoren von 
der Versteigerung der Emissions-
zertifi kate. Nachdem aufgrund des 
bisherigen Verhandlungs verlaufs 
praktisch ausgeschlossen werden 
kann, dass es in Kopenhagen zu einem Abkommen 
kommt, das die anderen Industrieländer tatsächlich 
in ähnlichem Ausmaß verpfl ichtet wie Europa, sind 
das 20-%-Ziel und die Carbon-leakage-Regelung des 
Emissionshandelssystem aus Sicht der europäischen 
Industrie unantastbar.  
Die politisch entscheidende Phase in der EU wird 
die zweite Oktoberhälfte sein: Beim Rat ECOFIN am 
20. Oktober werden die europäischen Finanzminister 
die Lastenaufteilung zur Unterstützung der Entwick-
lungsländer vereinbaren, am darauffolgenden Tag le-
gen die Umweltminister die EU-Position für Kopenha-
gen fest. Zur Chefsache wird die Klimakonferenz von 
Kopenhagen dann beim EU-Gipfel am 29.–30. Oktober. 
Die nächsten Wochen werden von intensiver Überzeu-
gungsarbeit und Lobbying von BUSINESSEUROPE in 
Brüssel und den nationalen Industrieverbänden in den 
Hauptstädten gekennzeichnet sein. Die Schlüsselbot-
schaft wird hierbei sein: Die EU darf der europäischen 
Industrie unter dem Titel Kopenhagen-Abkommen kei-
ne weiteren unilateralen und wettbewerbsverzerren-
den Lasten aufbürden, während der Rest der Welt sich 
nicht in vergleichbarer Weise anstrengt – damit wäre 
weder Umwelt noch Wirtschaft ein Dienst erwiesen. <
Berthold Berger-Henoch; b.henoch@iv-net.at
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Bei der Emissionsreduktion müssen alle 
Staaten der Welt ihren Beitrag leisten. 

Die europäische Industrie darf von 
den Reduktionsmaßnahmen nicht 
übermäßig belastet werden. Die 
Schwellenländer müssen auch einen 
signifi kanten Beitrag leisten. 
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IV SERVICE Prozessoptimierung, Buchtipps, Termin
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Die Höhe, Intransparenz und Beeinfl ussbarkeit von 
Kosten macht Unternehmer unzufrieden. Perso-

nalreduzierung und die damit verbundene Kostensen-
kung sind kein Garant für den gewünschten Sparer-
folg. Daher setzen immer mehr Unternehmer auf die 
systematische Prozessoptimierung.1

High Performer mit einem Wachstum des EBITDA von 
mindestens 20 % in drei Jahren verfolgen in Geschäfts-
prozessoptimierungsprojekten einen anderen An-
satz als Low Performer. Nach einer Studie von Logica 
(2009) nennen Unternehmer das Erreichen von fi nan-
ziellen Zielen (64 %) und den Wunsch, sich an Best 
Practices orientieren zu wollen (52 %), als Anlass für 
diese Projekte. Die veränderte Wettbewerbssituation, 
Verbesserung der Kundenbeziehungen und Standardi-
sierungsbestrebungen belegen Platz drei (27 %)2. Was 
High Performer von den Low Performern unterschei-

det: Sie betrachten das Unternehmen ganzheitlich und 
setzen Vorhaben ehrgeizig um. Sie fahren projektba-
sierte Ansätze, um den Druck aus dem Tagesgeschäft 
zu reduzieren und Ressourcen freistellen zu können. 
Sie schätzen die Bedeutung der Informationstechnolo-
gie als sehr hoch ein. Sie haben ein offenes Verhält-
nis gegenüber Dritten (Kunden, Partnern, Lieferanten). 
Sie stufen die Bedeutung der Fähigkeiten wie IT/SAP, 
BPM, Projektmanagement, Kommunikation und Trai-
ning höher ein. Sie setzen externe Experten als Be-
schleuniger für ihre Change-Initiativen ein. Sie messen 
die Ergebnisse ihrer Optimierungsvorhaben.

Es gibt noch wenige prozessorientierte Unternehmen.  
Das liegt an gewachsenen Organisationsstrukturen, in 
denen Fachbereiche nur für ihre eigenen Ziele und zu 
wenig für den Gesamtprozess verantwortlich zeichnen. 
Oft stoßen die Steuerungsmodelle der vertikalen Unter-
nehmensbereiche wie Produktion, Einkauf, Vertrieb 
etc. an die Grenze bereichsübergreifender Prozesse. Ein 
durchgängig auf Prozesse fokussiertes Unternehmen ist 
allerdings auch utopisch, denn Unternehmen mit kom-
plexen Matrixorganisationen lassen sich auch nicht 
mehr steuern. Wie so oft entscheidet der richtige Mix.

IT birgt das größte Potenzial. Inzwischen hängen viele 
Geschäftsprozesse fast vollständig von der IT-Land-
schaft ab. Zwar bearbeiten deutsche Firmen bereits 
viele Interaktionen mit Kunden online (23 %), es 
könnten jedoch fast doppelt so viele sein (45 %), sa-
gen IT/SAP-Verantwortliche nach einer Trendstudie 
der Lünendock GmbH3. High Performer haben bereits 
53 % ihrer Kundeninteraktionen automatisiert. Durch 
Prozessoptimierungsprojekte können aber Kosten ge-
senkt, ungenutzte IT-Potentiale freigesetzt und die Pro-
zessqualität gesteigert werden – auch in Krisenzeiten.

Was sind die ersten Schritte? Priorität hat die Auswahl 
einer methodischen Vorgehensweise. Strategisch-ana-
lytische Lösungsansätze müssen rasch Transparenz 
schaffen können. Jeder Prozessbaustein sollte vierdi-
mensional analysiert werden (Organisation – IT/ERP – 
Zeiten – Kosten). Es müssen diese Informationen ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskette zusammenge-
führt, deren Schwachstellen identifi ziert und auf ver-
borgene Ursache-Wirkungs-Beziehungen hin erforscht 
werden. Diese Basis ermöglicht die strukturierte Ablei-
tung von Verbesserungspotenzialen und eine abschlie-
ßende Projektempfehlung mit ROI-Betrachtung. 

Der Hausverstand ist noch immer das beste „Tool“. Und 
daher sollte zumindest eine Prozessvisualisierungsme-
thode4 zum Einsatz gelangen, welche durch ihre Ein-
fachheit besticht, zu schnellen Ergebnissen führt und 
vom Management, den Fachabteilungen und der IT 
gleichermaßen angenommen wird. <

Ein Kriseninstrument?
PROZESSOPTIMIERUNG Prozessmanagement ist in die Jahre gekommen. Dennoch wird es von Beratern 
zunehmend propagiert und scheint wieder „en vogue“ zu sein. Ist dieser Trend gerechtfertigt?

Der Autor, Mag. Christian Stüger, war Präsident der 
gruppe1031 der IV, ist Lehrbeauftragter der Execu-
tive Academy der WU-Wien und Geschäftsführender 
Gesellschafter der gpi (gesellschaft für prozess- 
und IT-management mbh, www.aeon-group.at).

Zur Person:

1)   Studie der Unternehmensberatung Seidenschwarz & Comp. und der Universität Stuttgart, Mai 2009: 
Personalreduzierung führt nicht zu gewünschten Einsparungen.

2)  Studie von Logica, Juni 2009: Erfolgreiche und Nachhaltige Geschäftsprozessoptimierung
3)  Trendstudie der Lünendock GmbH, Jänner 2009: Geschäftsprozesse intelligent steuern, messen und gestalten.
4)  Methode BPX-ray der gpi. gesellschaft für prozess- und it-management
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Das Wirtschaftsprüfer-Jahrbuch 2009 enthält die Referate und Diskussionsergebnisse der Fachtagung 2008 
des Instituts Österreichischer Wirtschaftsprüfer (iwp). Die Themen betreffen insbesondere die Abschluss-
prüfer und die Durchführung von Prüfungen. Darüber hinaus werden aktuelle Entwicklungen im Steuerrecht 
sowie in der Facharbeit behandelt. Als Standardwerk ist es Zielsetzung des Jahrbuchs, eine brauchbare 
Unterstützung für die tägliche Arbeit in der Praxis sowie ein Nachschlagewerk für einschlägig Interessierte 
und für fachverwandte Berufe zu sein. IWP (Hrsg.), Linde Verlag, 2009, 408 Seiten, € 88,00

Neben einer umfassenden Darstellung der neuen Rechtsvorschriften 
und der aktuellen Judikatur im österreichischen und europäischen 
Sozialversicherungsrecht fi nden sich u. a. Aufsätze zur Auftraggebe-
rInnenhaftung nach dem ASVG, zu den Änderungen in der Pensions-
versicherung 2008, zur Schwerarbeitspension, zu den Neuerungen 
beim Bundespfl egegeld durch den Erschwerniszuschlag und zur 
Umsetzung des Regierungsprogramms der 23. GP im Bereich des 
Sozialversicherungsrechts. Im Anhang fi nden sich das Regierungs-
programm für die 24. GP und eine Übersicht über die veränderlichen 
Werte in der SV 2009. Dr. Beatrix Karl, Mag. Kathrin Marko 
(Hrsg.); 204 Seiten, € 42,80

Das diesjährige Jahrbuch Stiftungsrecht 
steht im Zeichen der weltweiten Finanz-
marktkrise sowie der Einführung des Schenkungsmeldege-
setzes. Der Wiener Rechtsanwalt Dr. Maximilian Eiselsberg 
hat in diesem Werk Beiträge zu Ursachen, Hintergründen und 
Lösungen, vor allem aus rechtlicher Sicht, zusammengestellt. 
Eine umfangreiche Auswahl an Texten behandelt überdies 
relevante Themen der Stiftungspraxis wie die Einführung 
des Schenkungsmeldegesetzes und das Erb- und Unterneh-
mensrecht. Ergänzung fi nden diese durch Darstellungen zum 
internationalen Stiftungs- und Trustrecht als auch durch die 
Vorstellung einer beispielhaften, gemeinnützigen Stiftung.
Maximilian Eiselsberg (Hrsg.), 513 Seiten, € 44,80 

Die gesetzlichen und judikaturbedingten Neuerungen bedingen einen enormen Infor-
mationsbedarf nach wohlstrukturierten Werken, die anwendungsorientiert die Fülle 
an Änderungen aufarbeiten. Dieses Buch gibt auch eine Analyse der in der steuer-
lichen Praxis problematischen Themenbereiche und zeigt die komplexen Zusammen-
hänge auf. Urnik/Fritz-Schmied (Hrsg.), 185 Seiten, € 38,80

Wirtschaftsprüfer-Jahrbuch 2009

1. Jahrbuch 
Sozialversicherungsrecht 09

2. Jahrbuch 
Stiftungsrecht 09

3. Jahrbuch Bilanzsteuerrecht 09

BÜCHER

Am 8. Oktober 2009 fi ndet in Wien das Cleantech Invest 2009 statt. 
In der Veranstaltung präsentieren sich 35 europäische Unternehmen 
mit großem Wachstumspotenzial aus dem Cleantech-Bereich vor 
internationalen VC-Investoren. 
Die Veranstaltung richtet sich an Experten, Unternehmen und Investoren 
im Bereich Clean Technologies und ermöglicht es den Teilnehmern, sich 
über aktuelle Marktentwicklungen und Trends zu informieren sowie 
interessante Beteiligungsmöglichkeiten wahrzunehmen.

Die besten Unternehmen können kostenlos an der Veranstaltung teil-
nehmen und haben die Möglichkeit, sich vor einem internationalen 
Expertengremium und interessierten Investoren zu präsentieren. 
Bis zum 11. September 2009 können sich Unternehmen mit einem 
zweiseitigen Unternehmensprofi l online bewerben. 

 Infos unter www.e-unlimited.com/cti oder beim Veranstalter Europe 
Unlimited (Anneli Prohaska, anneli@e-unlimited.com).

TERMIN

Beste Unternehmen gesucht

NEUER WISSENSCHAFTLICHER VERLAG GMBH NFG KG – REIHE
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YES, gruppe1031JUNGE INDUSTRIE

Manche Signale aus der österreichischen und europäischen 
Politik erinnern verhängnisvoll an alte Zeiten.

Die kommende JI-Bundestagung wird unter dem Motto „Parallel-
welten“ stehen. Unser Anspruch als Vertreter der jüngeren 
Generationen: Gegensätze verringern, nicht vergrößern. Die 
Bewältigung der heutigen und künftigen Herausforderungen – 
als Beispiel sei nur einmal die Klimapolitik genannt – wird nur mit 
einer engen Kooperation innerhalb der Gesellschaft und innerhalb 
der EU bzw. der internationalen Gemeinschaft gelingen.

Genau daher muss man manche Tendenzen in Österreich und der 
EU als höchst gefährlich ablehnen. Tendenzen hin zur Rückbesin-
nung auf das „Nationale“ treten in vielen Staaten immer stärker 
zu Tage. In Österreich gibt es zudem noch einen Hang hin zu 
einem Provinzialismus, der seinesgleichen sucht. Gerade ange-
sichts der Krise ist eine Rückbesinnung auf „Werte“ des 20. Jh. 
gefährlich, denn um langfristig gesellschaftlich und ökonomisch 
reüssieren zu können, werden wir mehr Europa brauchen und 
nicht weniger. Dass das Finden gemeinsamer Lösungen nie leicht 
ist, wissen gerade wir in Österreich sehr gut. Die beiden Parallel-

KOMMENTAR
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Die Rückkehr des 20. Jahrhunderts

Jungunternehmer als Wirtschaftsmotoren

welten Bund und Länder etwa scheinen auch nicht 
daran interessiert zu sein, gemeinsam Politik im 
Sinne des Allgemeinwohls zu betreiben. Noch nicht 
einmal eine teilweise Reduktion der Kosten, welche 
der heimische Föderalismus uns allen beschert, scheint möglich 
– siehe die Diskussion über die Reform der Schulverwaltung. Vom 
alljährlichen Kniefall der Politik vor der Seniorenlobby im Zuge 
der Pensionserhöhungen nicht einmal zu reden. Von Verantwor-
tungsbewusstsein keine Spur – dass ein anderes Wort für Staat 
„Gemeinwesen“ lautet, wissen unsere Politiker wohl nicht einmal.

Diese Tendenzen hin zum Polarisierenden sind nicht zuletzt dem 
um sich greifenden Populismus zu verdanken. Medial fi nden 
trennende, scharf abgrenzende Formulierungen sowieso mehr An-
klang. Gerade wir Jungen haben die Pfl icht, diesen Entwicklungen 
aktiv entgegenzutreten, Verbindendes vor Trennendes zu stellen. 
In diesem Sinne möchte ich die kommende Bundestagung als 
Arbeitsauftrag für uns alle verstehen. Denn auf die Politik sollten 
wir uns lieber nicht verlassen.

Herzlichst, euer Martin Ohneberg

STRESA Die Vereinigung Junger Unterneh-
mer aus den G8-Staaten sowie der euro-
päische Jungunternehmer-Dachverband 
YES übergaben den offiziellen Vertretern 
der G8-Staaten ihre Vorschläge zur Förde-
rung des jungen Unternehmertums. 
„Wir sind die Motoren der Wirtschaft von 
morgen“, betonte der YES-Präsident und 
JI-Vorsitzende Martin Ohneberg in Stre-
sa (Italien). Angesichts der Krise forderten 
die Jungunternehmer die G8 dazu auf, sich 
auf vier Bereiche zu konzentrieren. Ers tens 
solle das Unternehmertum in den Bildungs-
systemen insgesamt gefördert werden, und 

zwar „von der Volksschule bis zur Univer-
sität“, so Ohneberg. Zweitens wurde be-
tont, dass die Jungunternehmer gerne in In-
novation investieren, jedoch im Gegenzug 
von den G8 ein entschiedenes Bekenntnis 
zum Schutz geistigen Eigentums erwarten. 
Drittens sollen die Nationalstaaten die Un-
ternehmen unterstützen, das Konzept des 
CSR (Corporate Social Responsibility) zu 
übernehmen. Schließlich wies Ohneberg 
zudem auf die Bedeutung „grüner“ Innova-
tion und Technologien hin, zu deren För-
derung von den Regierungen der G8 Maß-
nahmen erwartet werden. <

Martin Ohneberg bei der Präsentation 
des Forderungskatalogs in Stresa



Kellermeister Georg Königsbauer führte durch die 
Keller, die sich seit 1907 im Besitz der Stadt Wien be-
fi nden. Von der Qualität der Weine konnten wir uns 
bei einer gewissenhaften Verkostung überzeugen. 
Im Landgasthaus Waldgrill erwartete uns anschlie-

ßend ein ausgezeichnetes Grillbuffet. Unter den gut 
gelaunten Gästen fanden sich auch ehemalige Vor-
stands- und Altmitglieder. Gesehen wurden unter an-
deren: Mag. Dr. Paul Jankowitsch (ehem. 1031-Mit-
glied, Vizerektor TU Wien), Mag. Dieter Poller 
(1031-Präsident, Executive Vice President Custo-
mer Service T-Mobile Austria GmbH), Mag. Christian 
Stüger (ehem. 1031-Präsident, Geschäftsführer GPI,  
Gesellschaft für Prozess- und IT-Management mbH), 
MMag. Dr. Marina Zenker (ehem. 1031-Vorstands-
mitglied, Bereichsleiterin Institutional Clients Aus-
tria – Client Relationship Management der Raiffeisen 
Kapitalanlage-Gesellschaft).
Die Sperrstunde konnten wir an diesem schönen, 
warmen Sommerabend leider nicht einhalten. <
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Vielfalt als Schlüssel zum Erfolg
TAGUNG Unter dem Motto „Parallelwelten – 
Gemeinsam in eine erfolgreiche Zukunft“ will die 
JI-Bundestagung 2009 Gegensätze entschärfen.

Vieles in unserer Zeit ist in „Parallelwelten“ organisiert, die zuneh-
mende Spezialisierung in verschiedenen Bereichen führt dazu, dass 

Gegensätze immer deutlicher zu Tage treten. Ob nun innerhalb der Gesell-
schaft, des einzelnen Staates oder der EU: Gegensätze zu verschärfen ist 
sicherlich keine erfolgversprechende Zukunftsstrategie. Vom 8. bis zum 
10. Oktober wird sich die JI-Bundestagung in Linz daher mit eben diesen 
„Parallelwelten“ beschäftigen. Ziel ist es, Gegensätze zu entschärfen, Be-
wusstsein für heikle Themen zu schaffen und einen positiven Beitrag zur 
gesellschaftlichen Weiterentwicklung zu liefern.

Suche nach Lösungen Den Auftakt der Tagung bildet eine Firmenbe-
sichtigung bei der voestalpine. Dem abendlichen Empfang folgt ein Ka-
mingespräch mit einem Kabarettisten. Am Freitag geht es in medias res: 
Namhafte Experten wie Bundesrat Efgani Dönmez, Pater Georg Sporschill 
und der Unternehmer Ali Rahimi werden sich in Keynotes mit den Par-
allelwelten „Jung vs. Alt?“, „Arm vs. Reich?“ und „In- vs. Ausländer?“ 
auseinandersetzen. Im Anschluss werden zu den potenziellen Konfl ikt-
feldern gemeinsam Lösungsvorschläge entwickelt. Die erarbeiteten The-
sen werden in der Podiumsdiskussion, für die der Wiener IV-Präsident 
Georg Kapsch, OÖ-Landesrat Viktor Sigl, der AMS-OÖ-Landesgeschäfts-
führer Roman Obrovsky und Caritas-GS Stefan Wallner gewonnen werden 
konnten, debattiert. Nach dem inhaltlichen Part der Tagung wird als ab-
schließender Höhepunkt der neue JI-Vorsitzende vorgestellt. <

Sommerfest der gruppe1031 
über den Dächern von Wien
STIMMUNGSVOLL Das Sommerfest der gruppe1031 
war wieder ein voller Erfolg. Es begann mit einer 
Kellerführung im Weingut Wien Cobenzl ... 

WEB-TIPP
Weitere Informationen und Anmeldung unter 

  www.jungeindustrie.at 

WEB-TIPP
Infos und Termine der gruppe1031 unter  

  www.gruppe1031.at 

Unterschiede überwinden und Brücken zwischen den 
Parallelwelten bauen: Das sind die ehrgeizigen Ziele der 
JI-Bundes tagung 2009.




